
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Geschäftsordnung(GO): 
Regelung zur Patientenvertretung 

Vom 21. Juni 2018 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 21. Juni 2018 beschlos-
sen, die Geschäftsordnung des G-BA in der Fassung vom 17. Juli 2008 (BAnz. S. 3256), zu-
letzt geändert am 19. Oktober 2017 (BAnz AT 02.02.2018 B2), wie folgt zu ändern: 

I.  

In § 7 Absatz 2 wird Satz 1 wie folgt gefasst: 

„1Patientenvertreterinnen oder Patientenvertreter bleiben - soweit sie nicht nur sitzungsbezo-
gen oder in sonstiger Weise befristet benannt sind - zur Mitberatung der spezifischen Themen, 
für die sie benannt wurden, berechtigt, bis sie von den nach der Patientenbeteiligungsverord-
nung anerkannten Organisationen durch die Koordinierungsstelle in Textform abbenannt wer-
den, eine Verzichtserklärung gegenüber der Geschäftsstelle abgegeben haben oder eine an-
dere Vertretung an ihrer statt ordnungsgemäß benannt wird; die Koordinierungsstelle der Pa-
tientenvertretung stellt sicher, dass die Benennung in beschlussrelevanten Gremien gewähr-
leistet ist.“ 

II. Die Änderung der Geschäftsordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundes-
anzeiger in Kraft.

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 21. Juni 2018 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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